
ausreicht, um dem im Vergleich zu einer Kreisstraße vermin­
derten Verkehrsbedürfnis und den geringeren Erfordernissen 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung gerecht zu werden.

(Amtliche Leitsätze)

n Hinweis der Redaktion: Der Volltext der Entscheidung ist 
abrufbar unter BeckRS 2022, 44605.

VERWALTUNGSPROZESSRECHT

Entscheidung über Antrag auf Urteilsergänzung

OVG Bautzen, Beschluss vom 23. März 2023 – 4 A 566/20

VwGO § 120

1. Über einen Antrag auf Urteilsergänzung kann auch nach 
Einfügung von § 120 Abs. 3 Satz 2 VwGO durch Beschluss 
entschieden werden, wenn der Antrag offensichtlich nicht 
statthaft ist.

2. Die Zulässigkeit des Antrags setzt voraus, dass ein nicht 
erledigter Teil des Verfahrens so konkret aufgezeigt wird, 
dass die Möglichkeit der verlangten Ergänzung in Betracht 
gezogen werden kann.

3. Das Verfahren nach § 120 VwGO dient nicht der Richtig­
stellung einer für falsch gehaltenen Entscheidung.

(Amtliche Leitsätze)

n Sachverhalt: Die Parteien streiten um den Antrag der Klä­
gerin auf Ergänzung des Urteils vom 2. Dezember 2022, Az. 
4 A 566/20.

n Aus den Entscheidungsgründen: Der Antrag nach § 120 
VwGO auf Ergänzung des Urteils ist zu verwerfen, weil er 
offensichtlich nicht statthaft ist. (…).
Ein Urteil ist nach § 120 Abs. 1 VwGO auf Antrag durch 
nachträgliche Entscheidung zu ergänzen, wenn ein nach dem 
Tatbestand von einem Beteiligten gestellter Antrag oder die 
Kostenfolge bei der Entscheidung ganz oder zum Teil über­
gangen ist. Der Antrag ist nur zulässig, wenn ein nicht erle­
digter Teil des Verfahrens so konkret aufgezeigt wird, dass 
die Möglichkeit der verlangten Ergänzung in Betracht gezo­
gen werden kann (…). Diesen Anforderungen genügt der 
Antrag der Klägerin offensichtlich nicht.
Der Senat hat entgegen der Auffassung der Klägerin keinen 
von ihr gestellten Antrag im Urteil übergangen. Ausweislich 
des Protokolls zur mündlichen Verhandlung vom 2. Dezem­
ber 2022 hat die Klägerin beantragt, das Urteil des Verwal­
tungsgerichts Dresden vom 28. Mai 2020 – 7 K 233/18 – zu 
ändern und den Beklagten unter Aufhebung des Bescheides 
vom 16. März 2017 und des Widerspruchsbescheides vom 
14. Dezember 2017 zu verpflichten, über den Ausgleich von 
entstandenen Altfehlbeträgen der Klägerin in Höhe von 
14,4 Mio. EUR und entstandenen Altschulden der Klägerin 
in Höhe von 21,9 Mio. EUR durch den Beigeladenen nach 
§ 7 Abs. 2 SächsKrGebNG nach Maßgabe der Rechtsauffas­
sung des Gerichts innerhalb von sechs Monaten nach 
Rechtskraft des Urteils erneut zu entscheiden. Über diesen 
Antrag hat der Senat in seinem Urteil vom 2. Dezember 
2022 entschieden, indem die Berufung mit der Maßgabe zu­
rückgewiesen wurde, dass die Klage unzulässig ist. Der Se­
nat hat sich im Urteil sowohl zu dem Anfechtungs- als auch 
zu dem Verpflichtungsantrag verhalten. Dass die Klägerin 
meint, der Senat habe die von ihr ursprünglich erhobene 

Klage fälschlich als isolierte Anfechtungsklage betrachtet, 
obwohl die Klägerin diese nur hilfsweise erhoben und im 
Hauptantrag eine Verpflichtungsklage anhängig gemacht ha­
be, stellt keinen Fall eines übergangenen Antrags dar. Im Er­
gebnis verlangt die Klägerin die Richtigstellung einer von ihr 
für falsch gehaltenen Entscheidung, wozu das Verfahren 
nach § 120 VwGO aber nicht dient (…).
Der offensichtlich unstatthafte Antrag konnte entgegen der 
Auffassung der Klägerin, die sie mit Schriftsatz vom 
14. März 2023 dargelegt hat, entsprechend dem Rechtsge­
danken aus § 144 Abs. 1, § 125 Abs. 2 Satz 1 VwGO durch 
Beschluss verworfen werden; der in § 120 VwGO vorausge­
setzten Durchführung einer mündlichen Verhandlung über 
den Antrag bedurfte es nicht (…). Hieran ändert auch die 
Einfügung von § 120 Abs. 3 Satz 2 VwGO mit Wirkung zum 
1. Januar 2020 nichts (…). Mit der Einfügung von § 120 
Abs. 3 Satz 2 VwGO beabsichtigte der Gesetzgeber die Aus­
weitung der Möglichkeiten einer Entscheidung über Urteils­
ergänzungsanträge ohne mündliche Verhandlung auch ohne 
das Einverständnis der Beteiligten, um dem Interesse an 
einer effizienten und beschleunigten Verfahrensbearbeitung 
gerecht zu werden (…). Aus der Gesetzesbegründung lassen 
sich keine Anhaltspunkte dafür entnehmen, dass die bereits 
vor der Gesetzesänderung aufgrund höchstrichterlicher 
Rechtsprechung eröffnete Möglichkeit einer Entscheidung 
durch Beschluss im Fall des offensichtlich unstatthaften An­
trags durch den Gesetzgeber wieder eingeschränkt werden 
sollte. Dies würde dem Ansinnen der Regelung, eine Verfah­
rensbeschleunigung in einfach gelagerten Fällen zu bewir­
ken, entgegenstehen. Gründe, die gegen einen Rückgriff auf 
die hierzu ergangene Rechtsprechung des Bundesverwal­
tungsgerichts auch nach Einfügung von § 120 Abs. 3 Satz 2 
VwGO sprechen, sind auch sonst nicht ersichtlich. Insbeson­
dere kommt es dadurch nicht zu einer Rechtsschutzverkür­
zung. Denn die Rechtsprechung zur Zulässigkeit einer Ent­
scheidung durch Beschluss ist auf die eng begrenzten Fälle 
einer offensichtlichen Unstatthaftigkeit des Antrags be­
grenzt. Liegen weder diese Voraussetzungen noch die Vor­
aussetzungen nach § 120 Abs. 3 Satz 2 VwGO vor, kann das 
Gericht weiterhin nur im Einverständnis der Beteiligten von 
einer mündlichen Verhandlung absehen. (…).

n Hinweis der Redaktion: Der Volltext der Entscheidung ist 
abrufbar unter BeckRS 2023, 5332.

ARBEITSRECHT

Tarifliche Eingruppierung eines Wachpolizisten im 
zentralen Objektschutz
BAG, Urteil vom 30. November 2022 – 4 AZR 195/22 
(LAG Berlin-Brandenburg)

BAT-O §§ 22, 23; TVO-Länder § 29 a Abs. 2 Satz 1

1. Von einer unverändert auszuübenden Tätigkeit iSd § 29 a 
Abs. 2 Satz 1 TVO-Länder ist nicht mehr auszugehen, wenn 
der Arbeitgeber aufgrund einer Tätigkeitsänderung unab­
hängig vom Inkrafttreten der neuen Entgeltordnung zum 
TV-L gehalten gewesen wäre, die Eingruppierung des Arbeit­
nehmers zu überprüfen, also dann, wenn sich die geänderte 
Tätigkeit auf die Eingruppierung auswirken kann.

2. Für die Beurteilung, ob eine oder mehrere Einzeltätigkei­
ten zu einem Arbeitsergebnis führen, sind eine natürliche Be­
trachtungsweise und die durch den Arbeitgeber vorgenom­
mene Arbeitsorganisation ausschlaggebend.
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3. „Gründliche Fachkenntnisse“ setzen nach der Klammer­
definition zur Vergütungsgruppe VII Fallgruppe 1 b 28 BAT-
O nähere Kenntnisse von ua Gesetzen, Verwaltungsvorschrif­
ten und Tarifbestimmungen des fraglichen Aufgabenkreises 
voraus. Die Fachkenntnisse müssen sich nicht notwendig auf 
Rechtsvorschriften beziehen. Vielmehr zählen hierzu auch al­
le sonstigen zur Ausübung der Tätigkeit benötigten Fach­
kenntnisse wie Erfahrungswissen oder Wissen der Allge­
meinbildung von nicht ganz unerheblichem Ausmaß und 
nicht nur oberflächlicher Art. Das Tätigkeitsmerkmal erfor­
dert danach erweiterte Fachkenntnisse sowohl in quantitati­
ver als auch in qualitativer Hinsicht.

(Leitsätze der Redaktion)

n Sachverhalt: Die Parteien streiten über die zutreffende Ein­
gruppierung des Klägers. Dieser ist bei dem beklagten Land 
seit 1993 als Wachpolizist im Zentralen Objektschutz be­
schäftigt. Im Arbeitsvertrag vom 16. Februar 1994 ist u. a. 
vereinbart:
„Das Arbeitsverhältnis bestimmt sich nach dem Ersten Tarif­
vertrag zur Anpassung des Tarifrechts – Manteltarifliche 
Vorschriften – (BAT-O) vom 10. Dezember 1990 und den 
diesen ergänzenden, ändernden oder ersetzenden Tarifverträ­
gen in der für den Bereich der Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder (TdL) jeweils geltenden Fassung. Außerdem finden 
die mit dem Land Berlin bzw. dem Arbeitgeberverband, dem 
das Land Berlin angehört, bisher vereinbarten noch gelten­
den und künftig abzuschließenden Tarifverträge über Ar­
beitsbedingungen der Angestellten, deren Arbeitsverhältnisse 
in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
begründet sind, Anwendung.“
Der Kläger absolvierte vom 28. März bis zum 29. April 
1994 einen Grundlehrgang für „Polizeiangestellte im Ob­
jektschutz“. Die Unterrichtsmaterialien für den Grundlehr­
gang enthalten Ausführungen zu den Befugnissen der Poli­
zeiangestellten und deren gesetzlichen Grundlagen. Die Tä­
tigkeit dieser Angestellten wird in einer Beschreibung des 
Aufgabenkreises aus dem Jahr 1984 (Muster-BAK) erläutert. 
Weitere Grundlage des Einsatzes der Polizeiangestellten im 
Objektschutz ist die Verordnung über die Wahrnehmung be­
stimmter polizeilicher Aufgaben durch Dienstkräfte der Poli­
zei vom 17. Februar 1993 (PDieVO) und die Dienstanwei­
sung für Polizeiangestellte im Objektschutz vom 22. Januar 
2002 (PAng OS), in der die allgemeinen Aufgaben im Ob­
jektschutz wie folgt beschrieben werden:
„zugewiesene Bereiche überwachen, angrenzende Verkehrs­
flächen und Grundstücke beobachten, Gebäude, Einrichtun­
gen, Anlagen sichern und schützen, unbefugten Zutritt, 
unbefugte Zufahrt, Einbringen gefährlicher/verdächtiger Ge­
genstände durch Kontrollen verhindern, Personen, Fahrzeu­
ge, Sachen durch Kontrollen nach unberechtigtem Aufent­
halt, Einfahren, Abstellen entfernen bzw. veranlassen (zB 
auch sprengstoffverdächtige Gegenstände), bei Gefahren so­
wie erkannten Straftaten erste Maßnahmen einleiten (wobei 
die Verfolgung flüchtender Täter unmittelbar nach einer 
Straftat zu unterbleiben hat, wenn dadurch der Objekt­
schutzauftrag nicht mehr erfüllt werden kann), Auskünfte 
erteilen.“
Die Polizeiangestellten im Objektschutz sind im Posten- und 
Streifendienst tätig. Letzterer erfolgt zu Fuß, mit einem Rad 
oder auch motorisiert. Im Objektschutz werden ua auslän­
dische Botschaften, diplomatische und konsularische Vertre­
tungen und jüdische Einrichtungen bewacht, um die Gebäu­
de und die dort befindlichen Personen zu schützen. Der 

Kläger wurde zunächst als sog. Springer an verschiedenen 
Objekten eingesetzt. Seit November 2017 wird er schwer­
punktmäßig an Objekten in einem jüdischen Seniorenzen­
trum beschäftigt. Für diese sind weitgehend übereinstimmen­
de „Posten-/Streifenanweisungen“ er-stellt. Sie beschreiben 
die örtlichen Verhältnisse und Besonderheiten der Schutzob­
jekte sowie die einschlägigen Objektschutzmaßnahmen. Ins­
besondere sind danach

,,das Vor-/Umfeld gezielt zu beobachten, um Vorbereitungs­
handlungen zu Straftaten und/oder Ordnungswidrigkeiten 
gegen die Gebäude und deren Einrichtungen zu erkennen 
bzw. deren Begehung zu verhindern, Straftaten und Ord­
nungswidrigkeiten gegenüber den Besuchern sowie auf die 
Gesamtheit des Objektes zu verhindern, Maßnahmen zu 
ergreifen bzw. zu veranlassen, um Täter festzustellen, fest­
zunehmen bzw. die Festnahme dieser durch zweckdienliche 
Hinweise zu unterstützen Maßnahmen der Melde- und Be­
richterstattung im Hinblick auf Vorkommnisse und/oder La­
geveränderungen am Objekt, dem Bereich des Vor-/Umfeldes 
wahrzunehmen.“

Die Dienstausstattung des Klägers umfasst ua Schlagstock, 
Reizstoffsprühgerät und Handfeuerwaffe. Abhängig vom 
Einsatz verfügt er auch über eine Maschinenpistole.

Die Tätigkeit des Klägers wurde zunächst der Vergütungs­
gruppe VIII 6 Fallgruppe 1 a im Teil I der Anlage 1 a zum 
BAT-O (BAT-O) und infolge eines Bewährungsaufstiegs ab 
dem 1. Juli 1996 der Vergütungsgruppe VII Fallgruppe 2 
BAT-O zugeordnet. Mit Inkrafttreten des Tarifvertrags zur 
Angleichung des Tarif-rechts des Landes Berlin an das Tarif­
recht der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (Anglei­
chungs-TV Land Berlin) vom 14. Oktober 2010 am 1. No­
vember 2010 erfolgte eine Überleitung in die Entgeltgruppe 
5 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst der Länder 
(TV-L).

Der Prozessbevollmächtigte des Klägers wandte sich mit 
Schreiben vom 28. Dezember 2012 für diesen sowie für eine 
Vielzahl weiterer Beschäftigter an das beklagte Land und 
führte u. a. aus:

„(…) sind die im Objektschutz eingesetzten Beschäftigten 
(…) regelmäßig nur in die Vergütungsgruppe E 3 bzw. E 5 
eingruppiert. Ich gehe davon aus, daß Sie vor diesem Hinter­
grund Verständnis dafür haben, daß ich Sie namens und in 
Vollmacht meiner vorgenannten Mandanten bitten muß, die 
Eingruppierungen meiner Mandanten zu überprüfen und 
meine Mandanten aus den vorgenannten Gründen mit Wir­
kung ab dem 1. Januar 2012 in die Vergütungsgruppe E 4 
bzw. E 8 höherzugruppieren.“

Der Kläger hat mit seiner dem beklagten Land am 31. März 
2015 zugestellten Klage zunächst eine Vergütung nach Ent­
geltgruppe 8 TV-L und nach teilweiser Klagerücknahme 
nach Entgeltgruppe 6 TV-L begehrt. Er hat die Auffassung 
vertreten, die Feststellung von Verstößen, die Einleitung von 
Ordnungswidrigkeitsverfahren, die von ihm zu ergreifenden 
Gefahrenabwehrmaßnahmen bis zum Einsatz von Schuss­
waffen sowie die Anwendung unmittelbaren Zwangs erfor­
derten gründliche Fachkenntnisse iSd. Vergütungsgruppe VII 
Fallgruppe 1 b BAT-O.

Der Kläger hat zuletzt beantragt, festzustellen, dass das be­
klagte Land verpflichtet ist, den Kläger nach Entgeltgrup­
pe 6 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst der Län­
der (TV-L) zu vergüten und die Bruttonachzahlungsbeträge 
ab dem Ersten des jeweiligen Folgemonats beginnend mit 
Rechtshängigkeit mit fünf Prozentpunkten über dem Basis­
zinssatz zu verzinsen.
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Das beklagte Land hat den Klageabweisungsantrag damit 
begründet, die Tätigkeit des Klägers erfülle weder qualitativ 
noch quantitativ die Anforderungen des Tarifmerkmals 
„gründliche Fachkenntnisse“. Hinsichtlich der übertragenen 
Eingriffsrechte handele es sich um klar abgegrenzte Vor­
schriften innerhalb eines überschaubaren Aufgabenkreises. 
Dafür sprächen bereits die Dauer und der Umfang der Aus­
bildung. Ebenfalls seien für den Umgang mit der Schusswaf­
fe und den Einsatz des Reizstoffsprühgeräts nur sehr be­
grenzte Kenntnisse erforderlich, die sich vorwiegend in der 
praktischen Übung erschöpften. Diese seien bereits durch 
das Tarifmerkmal „schwierigere Tätigkeit“ der Vergütungs­
gruppe VIII Fallgruppe 1 a BAT-O erfasst. Zudem ständen 
dem Anspruch die tariflichen Ausschlussfristen und die Ein­
rede der Verjährung entgegen.
Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat auf die Berufung des Klägers dem Feststel­
lungsantrag für die Zeit ab dem 1. Juni 2012 stattgegeben. 
Mit der Revision begehrt das beklagte Land die Wiederher­
stellung der erstinstanzlichen Entscheidung.

n Aus den Entscheidungsgründen: [12] Die Revision ist un­
begründet. Das Landesarbeitsgericht hat der zulässigen Kla­
ge zu Recht stattgegeben.
[13] I. Der Feststellungsantrag ist nach gebotener Auslegung 
als allgemein übliche Eingruppierungsfeststellungsklage nach 
§ 256 Abs. 1 ZPO (…) auch im Hinblick auf die Verzinsung 
der Entgeltdifferenzen (…) zulässig. Das Landesarbeitsge­
richt ist entgegen der Auffassung des beklagten Landes zu­
treffend davon ausgegangen, das Feststellungsbegehren be­
ziehe sich nicht lediglich zukunftsbezogen auf den Zeitraum 
nach der letzten mündlichen Verhandlung, sondern bereits 
auf die Zeit ab dem 1. Juni 2012, obwohl dieses Datum in 
dem zuletzt zu Protokoll genommenen Antrag nicht wieder­
gegeben wird. Das ergibt die Auslegung des Klagebegehrens 
(…). Der Kläger hat bereits erstinstanzlich das Datum 
„1. Juni 2012“ in seinen gestellten Antrag aufgenommen 
und zweitinstanzlich in seiner Berufungsbegründung ange­
kündigt. (…).
[14] II. Die Klage ist begründet. Das Landesarbeitsgericht 
hat im Ergebnis zutreffend entschieden. dass der Kläger seit 
dem 1. Juni 2012 nach Entgeltgruppe 6 TV-L zu vergüten 
ist.
[15]1. Das Arbeitsverhältnis bestimmt sich aufgrund der ar­
beitsvertraglichen Vereinbarungen und infolge der Tarifsuk­
zession im öffentlichen Dienst für den Bereich der Länder 
(…) nach dem TV-L sowie nach dem Tarifvertrag zur Über­
leitung der Beschäftigten der Länder in den TV-L und zur 
Regelung des Übergangsrechts (TVÜ-Länder). Beide Tarif­
verträge sind nach § 17 Abs. 1 und § 39 Abs. 1 des vom 
Land Berlin geschlossenen – und damit von der Bezugnah­
meklausel in Absatz 2 Satz 2 des Arbeitsvertrags erfassten – 
Angleichungs-TV Land Berlin am 1. November 2010 in 
Kraft getreten. Der Kläger ist Angestellter iSv. § 1 TVÜ-Län­
der und Beschäftigter iSv. § 1 TV-L.
[16] 2. Für die Eingruppierung des Klägers sind die §§ 22, 
23 BAT-O sowie die Tätigkeitsmerkmale des Teils der Anla­
ge 1 a zum BAT-O für Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, 
sonstigen Innendienst und im Außendienst maßgebend. Der 
Kläger übt seit dem Jahr 1993 eine unveränderte Tätigkeit 
als Wachpolizist im Objektschutz aus.
[17] a) § 17 Abs. 1 TVÜ-Länder ordnet zunächst die Weiter­
geltung von §§ 22, 23 BAT-O einschließlich der Anlage 1 a 
bis zum 31. Dezember 2011 an. Diese Bestimmungen sind 
für die Eingruppierung weiterhin maßgebend. Die ursprüng­
lich nur als vorübergehend angesehene Überleitung der An­

gestellten entsprechend der Anlage 2 zum TVÜ-Länder im 
Sinne einer formalen Zuordnung der bisherigen Vergütungs­
gruppen des BAT-O zu den neuen. Entgeltgruppen des TVÜ-
Länder ist mit Inkrafttreten der neuen Entgeltordnung zum 
TV-L am 1. Januar 2012 als grundsätzlich dauerhaft be­
stimmt worden (§ 29 a Abs. 2 TVÜ-Länder). Eine Überprü­
fung und ggf. Neufeststellung der mit der Überleitung er­
folgten Eingruppierungen sollte für die Dauer der unverän­
dert auszuübenden Tätigkeit nicht mehr stattfinden (sh. Pro­
tokollerklärung zu § 29 a Abs. 1 TVO-Länder). Danach ver­
bleibt es grundsätzlich (…) auch nach dem 1. Januar 2012 
bei der zuvor zutreffenden Eingruppierung (…).

[18] b) Die Tätigkeit des Klägers hat sich mit dem Wechsel 
des Einsatzes vom sog Springer zum schwerpunktmäßigen 
Einsatz an bestimmten Objekten ab November 2017 nicht 
im Tarifsinnne verändert.

[19] aa) Von einer unverändert auszuübenden Tätigkeit iSd. 
§ 29 a Abs. 2 Satz 1 TVO-Länder ist nicht mehr auszugehen, 
wenn der Arbeitgeber aufgrund einer Tätigkeitsänderung 
unabhängig vom Inkrafttreten der neuen Entgeltordnung 
zum TV-L gehalten gewesen wäre, die Eingruppierung des 
Arbeitnehmers zu überprüfen, also dann, wenn sich die ge­
änderte Tätigkeit auf die Eingruppierung auswirken kann. 
Die bereits bestehenden Arbeitsverhältnisse sollen bei Verän­
derungen der – auch sonst geltenden – Tarifautomatik unter­
worfen sein. Nicht maßgebend ist demgegenüber, ob sich 
durch die Änderung der Tätigkeit tatsächlich eine andere 
Eingruppierung ergibt. Die Tarifvertragsparteien haben mit 
dem Begriff der „auszuübenden Tätigkeit“ die gleiche Be­
grifflichkeit wie in § 22 BAT-O und § 12 TV-L gewählt, so 
dass die gleichen Maßstäbe anzuwenden sind. § 29 a TVÜ-
Länder stellt auf die Tätigkeit und nicht auf die Eingruppie­
rung ab. Daher kann eine veränderte Tätigkeit ua beim 
Wechsel des Inhalts der Arbeitsaufgaben oder bei der Ände­
rung der Art und Weise, wie die Tätigkeit zu erledigen ist, 
vorliegen (…).

[20] bb) Nach diesen Grundsätzen ist auch für die Zeit nach 
dem 31. Oktober 2017 von einer unveränderten Tätigkeit 
des Klägers auszugehen. Durch den schwerpunktmäßigen 
Einsatz an bestimmten Bewachungsobjekten hat sich die 
auszuübende Tätigkeit des Klägers lediglich hinsichtlich der 
Anzahl der zu überwachenden Objekte, nicht aber als solche 
geändert. Der Kläger übt dieselben Überwachungsaufgaben 
aus.

[21] 3. Die gesamte durch den Kläger auszuübende Tätigkeit 
macht einen einheitlichen Arbeitsvorgang aus.

[22] a) Nach § 22 Abs. 2 BAT-O ist für die Bestimmung des 
Arbeitsvorgangs das Arbeitsergebnis maßgebend. Für die Be­
urteilung, ob eine oder mehrere Einzeltätigkeiten zu einem 
Arbeitsergebnis führen, sind eine natürliche Betrachtungs­
weise und die durch den Arbeitgeber vorgenommene Ar­
beitsorganisation ausschlaggebend. Dabei kann die gesamte 
vertraglich geschuldete Tätigkeit einen einzigen Arbeitsvor­
gang ausmachen. Einzeltätigkeiten können dann nicht zu­
sammengefasst werden, wenn die verschiedenen Arbeits­
schritte von vornherein getrennt sind. Hierfür reicht jedoch 
die theoretische Möglichkeit, einzelne Arbeitsschritte oder 
Einzelaufgaben verwaltungstechnisch isoliert auf andere Be­
schäftigte zu übertragen, nicht aus. Bei der Zuordnung zu 
einem Arbeitsvorgang können wiederkehrende und gleichar­
tige Tätigkeiten zusammengefasst werden. Die tarifliche 
Wertigkeit der verschiedenen Einzeltätigkeiten oder Arbeits­
schritte bleibt dabei zunächst außer Betracht. Erst nachdem 
die Bestimmung des Arbeitsvorgangs erfolgt ist, ist dieser an­
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hand des in Anspruch genommenen Tätigkeitsmerkmals zu 
bewerten (…).
[23] b) Danach besteht die gesamte auszuübende Tätigkeit 
aus einem einheitlichen Arbeitsvorgang. Davon ist das Lan­
desarbeitsgericht zutreffend ausgegangen. Sämtliche Aufga­
ben sind auf ein einheitliches Arbeitsergebnis gerichtet. Der 
Kläger hat die ihm zugewiesenen Bereiche zu überwachen, 
die Objekte zu sichern und zu schützen, um Vorbereitungs­
handlungen zu Straftaten und Ordnungswidrigkeiten gegen 
die Objekte zu erkennen und deren Begehung gegenüber 
Bewohnern und Besuchern sowie auf die Gesamtheit der 
Objekte zu verhindern. Ergebnis seiner Tätigkeit ist die Ge­
währleistung der Sicherheit der jeweiligen Objekte. Dabei 
kann dahinstehen, ob der Kläger die Tätigkeiten im Objekt­
schutz auch im Rad- oder motorisierten Streifendienst oder 
(…) ausschließlich als Fußstreife ausübt. Es ist nicht ersicht­
lich, dass die Tätigkeiten dann auf unterschiedliche Arbeits­
ergebnisse gerichtet wären.
[24] 4. Die maßgebenden Tätigkeitsmerkmale des Teils I der 
Anlage 1 a zum BAT-O lauten auszugsweise:
Vergütungsgruppe VI b
2. Angestellte, die nach mit dem Hinweiszeichen * gekenn­
zeichneten Tätigkeitsmerkmalen in der Vergütungsgruppe 
VII eingruppiert sind, nach neunjähriger Bewährung in einer 
Tätigkeit der Vergütungsgruppe VII.
Vergütungsgruppe VII
1 b. Angestellte im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innen­
dienst und im Außendienst, deren Tätigkeit gründliche Fach­
kenntnisse erfordert. (Erforderlich sind nähere Kenntnisse 
von Gesetzen, Verwaltungsvorschriften und Tarifbestim­
mungen usw des Aufgabenkreises)*
Vergütungsgruppe VIII
1 a. Angestellte im Büro-, Registratur-, Kassen-, Buchhalte­
rei-, Sparkassen-, sonstigen Innendienst und im Außendienst 
mit schwierigerer Tätigkeit (zB Mitwirkung bei der Bearbei­
tung laufender oder gleichartiger Geschäfte nach Anleitung, 
Entwerfen von dabei zu erledigenden Schreiben nach skiz­
zierten Angaben; Erledigung ständig wiederkehrender Arbei­
ten in Anlehnung an ähnliche Vorgänge, auch ohne Anlei­
tung; Führung von Brieftagebüchern schwieriger Art; Füh­
rung von nach technischen oder wissenschaftlichen Merk­
malen geordneten Karteien sowie von solchen Karteien, de­
ren Führung die Kenntnis fremder Sprachen voraussetzt; 
buchhalterische Übertragungsarbeiten; Zinsstaffelberech­
nungen; Kontenführung).“
[25] 5. Der Kläger übt als Angestellter eine Tätigkeit aus, die 
gründliche Fachkenntnisse erfordert (Vergütungsgruppe VII 
Fallgruppe1 b BAT-O). Das hat das Landesarbeitsgericht im 
Ergebnis zutreffend erkannt.
[26] a) Bei dem Tarifmerkmal der „gründlichen Fachkennt­
nisse“ handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff. 
Die revisionsrechtliche Überprüfung beschränkt sich darauf, 
ob das Landesarbeitsgericht den Rechtsbegriff als solchen 
erkannt und ihn bei der Subsumtion beibehalten hat, ob es 
Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungssätze verletzt und 
alle wesentlichen Umstände berücksichtigt hat sowie darauf, 
ob es in sich widerspruchsfrei ist (…).
[27] b) Das Landesarbeitsgericht hat seiner Prüfung den zu­
treffenden Rechtsbegriff zugrunde gelegt.
[28] aa) Nach der Klammerdefinition zur Vergütungsgruppe 
VII Fallgruppe 1 b 28 BAT-O setzen „gründliche Fachkennt­
nisse“ nähere Kenntnisse von ua Gesetzen, Verwaltungsvor­
schriften und Tarifbestimmungen des fraglichen Aufgaben­
kreises voraus. Die Fachkenntnisse müssen sich nicht not­
wendig auf Rechtsvorschriften beziehen, wie sich bereits aus 

dem Zusatz „usw.“ zu der Klammerdefinition zur Vergü­
tungsgruppe VII Fallgruppe 1 b BAT-O ergibt. Vielmehr zäh­
len hierzu auch alle sonstigen zur Ausübung der Tätigkeit 
benötigten Fachkenntnisse wie Erfahrungswissen oder Wis­
sen der Allgemeinbildung. Es sind Fachkenntnisse von nicht 
ganz unerheblichem Ausmaß und nicht nur oberflächlicher 
Art zu verlangen. Das Tätigkeitsmerkmal erfordert danach 
erweiterte Fachkenntnisse sowohl in quantitativer als auch 
in qualitativer Hinsicht (…).
[29] bb) Von diesem Rechtsbegriff ist das Landesarbeitsge­
richt bei seiner Prüfung ausgegangen. Entgegen der Auffas­
sung der Revision hat es die Tiefe der erforderlichen Kennt­
nisse nicht eingeschränkt, indem es ausgeführt hat, es sei 
nicht erforderlich, dass der Angestellte die anzuwendenden 
Normen voll beherrschen müsse. Dies dient lediglich der Ab­
grenzung zu den – für gründliche Fachkenntnisse nicht zwin­
gend erforderlichen – Detailkenntnissen. Gleiches gilt, so­
weit das Landesarbeitsgericht davon ausgegangen ist, Fach­
kenntnisse nicht ganz unerheblichen Ausmaßes lägen dann 
vor, wenn „mehr als nur minimale Fachkenntnisse verlangt“ 
werden. Damit soll (…) der Unterschied zu den „vielseitigen 
Fachkenntnissen“ verdeutlicht werden, an die andere Anfor­
derungen zu stellen sind (…).
[30] c) Das Landesarbeitsgericht hat allerdings rechtsfehler­
haft bei der Subsumtion ua. auf die Muster-BAK abgestellt. 
Diese käme als Grundlage für die Bewertung der Tätigkeit 
allenfalls dann in Betracht, wenn sie sich auf die konkrete, 
vom Kläger auszuübende Tätigkeit bezöge. Dies ist aber 
nicht der Fall. Sie stellt lediglich eine generelle Vorgabe für 
die Tätigkeit von Polizeiangestellten im Objektschutz dar 
(…), die zudem nach der eigenen Auffassung des Klägers 
seine Tätigkeit nicht (mehr) zutreffend wiedergibt.
[31] d) Der Senat kann die erforderliche Prüfung jedoch 
selbst vornehmen, dadas Landesarbeitsgericht alle erforderli­
chen Feststellungen getroffen hat (§ 563 Abs. 3 ZPO). Da­
nach erfordert die Tätigkeit des Klägers gründliche Fach­
kenntnisse.
[32] aa) Die zur Ausübung der Tätigkeit erforderlichen 
Kenntnisse ergeben sich zunächst aus den Posten-/ Streifen­
anweisungen. Die für die darin beschriebenen Maßnahmen 
erforderlichen Rechtskenntnisse sind der PDieVO sowie der 
PAng OS – dort insbesondere Nr. 5 – zu entnehmen. Diese 
werden den Polizeiangestellten im Objektschutz nach den 
vorgelegten Unterrichtsmaterialien ua im Modul 2 „Rechts­
kunde“ des Grundlehrgangs vermittelt.
[33] (1) Sie erfassen nach § 3 Nr. 1 PDieVO Ermittlungen, 
Befragungen und Datenerhebungen (§ 18 Allgemeines Ge­
setz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in 
Berlin idF vom 11. Oktober 2006, GVBI. S. 930 – ASOG), 
Identitätsfeststellung (§ 21 ASOG), die Prüfung von Berech­
tigungsscheinen (§ 22 ASOG), Platzverweisungen (§ 29 
ASOG), Ingewahrsamnahmen von Personen (§ 30 ASOG), 
Durchsuchung von Personen (§ 34 ASOG) und Sachen (§ 35 
ASOG), das Betreten von Arbeits-, Betriebs- und Geschäfts­
räumen sowie anderen der Öffentlichkeit zugänglichen Räu­
men und Grundstücken (§ 36 ASOG) sowie die Sicherstel­
lung von Sachen (§ 38 ASOG). Ferner sind nach § 3 Nr. 2 
PDieVO Kenntnisse zur Ausübung unmittelbaren Zwangs 
(§ 12 Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz vom 27. April 1953, 
GVBI. S. 361 – VwVG) erforderlich.
[34] (2) Dem Kläger sind zudem nach § 3 Nr. 3 PDieVO auf­
grund des Gesetzes über die Anwendung unmittelbaren 
Zwanges bei der Ausübung öffentlicher Gewalt durch Voll­
zugsbeamte des Landes Berlin vom 22. Juni 1970 (…) Be­
fugnisse nach § 19 UZwG zum Gebrauch von Hiebwaffen 
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und Reizstoffen, nach § 20 UZwG zur Fesselung von Perso­
nen und nach § 11 UZwG zum Schusswaffengebrauch zur 
Verhinderung von Verbrechen oder Vergehen unter Anwen­
dung oder Mitführung von Schusswaffen oder Explosions­
mitteln übertragen. Diese Vorschriften muss der Kläger ken­
nen.
[35] (3) Nach § 3 Nr. 3 a PDieVO erfordert die Tätigkeit des 
Klägers darüber hinaus Kenntnisse über die Möglichkeit des 
Schusswaffengebrauchs zur Notwehr und Nothilfe nach 
§ 32 StGB und § 227 BGB.
[36] (4) Er muss ferner nach § 3 Nr. 4 und Nr. 5 PDieVO 
über Kenntnisse zu §§ 81 a und 81 c StPO (körperliche Un­
tersuchung des Beschuldigten, Zulässigkeit körperlicher Ein­
griffe und Untersuchung anderer, nicht beschuldigter Perso­
nen), § 127 Abs. 1 Satz 1 StPO (vorläufige Festnahme) und 
§ 36 Abs. 1 StVO (Zeichen und Weisungen der Polizeibeam­
ten) verfügen.
[37] (5) Zudem sind zur Ausübung der ihm übertragenen 
Befugnisse nach § 3Nr. 6 PDieVO Kenntnisse über die Mög­
lichkeiten zur Datenerhebung (§ 46 Abs. 1 OWiG iVm § 163 
Abs. 1 Satz 2 StPO) und Identitätsfeststellung (§ 46 Abs. 1 
OWiG iVm § 163 b Abs. 1 Satz 1 Halbs. 1 StPO) vorzuhal­
ten, soweit die Angehörigen der Wachpolizei zur Erteilung 
von Verwarnungen nach dem OWiG ermächtigt sind (§§ 57, 
58 OWiG).
[38] bb) Darüber hinaus benötigt der Kläger Rechtskennt­
nisse über Straftatbestände wie Hausfriedensbruch (§ 123 
StGB), Beleidigung (§ 185 StGB), Freiheitsberaubung (§ 239 
StGB), Nötigung (§ 240 StGB), Bedrohung (§ 241 StGB), 
Sachbeschädigung (§ 303 StGB) und unterlassene Hilfeleis­
tung (§ 323 c StGB). Dies ergibt sich aus den vom Kläger 
vorgelegten Unterrichtsmaterialien (…).
[39] cc) Der Kläger muss als Waffenträger zudem Kenntnisse 
über die Zulässigkeit der Anwendung, die praktische Hand­
habung und die sichere Verwahrung und Pflege der Waffe 
(vgl. Nr. 3.3 PAng OS) besitzen.
[40] dd) Weiter ist zu berücksichtigen, dass er nach Nr. 4.1 
Abs. 2 PAng OS überwiegend in Einzelverantwortung tätig 
wird und in jeder Situation bei der Prüfung von Sachverhal­
ten mit „psychologischem Einfühlungsvermögen“ und „poli­
zeilichem Gespür“ eigene Überlegungen anstellen, die Initia­
tive ergreifen und selbstständig die erforderlichen Maßnah­
men treffen muss. Auch das hierfür erforderliche Erfah­
rungswissen stellt Fachkenntnisse iSd. Tarifmerkmals dar.
[41] ee) Zudem muss der Kläger zur Ausübung seiner Tä­
tigkeit den Inhalt der 41 jeweiligen Objektschutzbefehle er­
fassen. Diese vermitteln (…) Kenntnisse über die Lage, örtli­
chen Gegebenheiten und Sicherheitseinrichtungen der jewei­
ligen Objekte. Sie enthalten Informationen über Bewohner 
und Besucher.
[42] ff.) Diese Fachkenntnisse erreichen ein nicht ganz uner­
hebliches Ausmaßund sind damit in quantitativer Hinsicht 
„gründlich“ iSd. Tarifmerkmals.
[43] (1) Der Kläger muss, um seine Tätigkeit ausüben zu 
können, nicht nur verschiedene Normen aus verschiedenen 
Gesetzen kennen, sondern darüber hinaus auch – wie darge­
legt – über Praxiswissen verfügen. Bereits diese Vielfalt an 
Kenntnissen führt dazu, dass diese ein nicht ganz unerhebli­
ches Ausmaß erreichen. Zudem beschränken sich die erfor­
derlichen (Rechts-) Kenntnisse entgegen der Auffassung des 
beklagten Landes nicht auf die in der PDieVO aufgeführ­
ten,,22 Normen“. Die dort ausdrücklich aufgeführten Nor­
men können nur unter Beachtung des Verhältnismäßigkeits­
grundsatzes und damit unter Berücksichtigung der jeweils 
gefährdeten und durch einen etwaigen Eingriff beeinträch­

tigten Grundrechte Dritter zutreffend angewendet werden. 
Zudem kann der Kläger ohne Kenntnis der die jeweiligen 
Eingriffsnormen flankierenden Verfahrensvorschriften seine 
Befugnisse nicht rechtmäßig ausüben. Aus der reinen Anzahl 
der anzuwendenden Normen lässt sich ohnehin nicht der 
Rückschluss ziehen, es handele sich um Fachkenntnisse von 
unerheblichem Ausmaß. Für die Bestimmung des Ausmaßes 
der Normenkenntnisse ist ihr Inhalt, ihre Komplexität und 
der Umfang der durch sie begründeten Befugnisse maßge­
bend. Bei den vorliegend vom Kläger anzuwendenden Nor­
men handelt es sich um vielschichtige Eingriffsnormen, die 
bereits in geringer Anzahl ein nicht unerhebliches Ausmaß 
an Fachkenntnissen begründen können. Zudem muss er in 
der Lage sein, sowohl präventiv zur Gefahrenabwehr als 
auch repressiv zur Strafverfolgung tätig zu werden.

[44] (2) Darüber hinaus erfordert der (…) Waffengebrauch 
nicht lediglich in relativ kurzer Zeit erlernbare praktische 
Fähigkeiten. Die dabei erforderlichen Kenntnisse lassen sich 
(…) nicht auf die Vorgabe „Waffe im Notfall verwenden, 
möglichst wenig Schaden anrichten“ reduzieren. Der Waf­
feneinsatz erfordert vielmehr neben den Kenntnissen für den 
Einsatz und sicheren Umgang mit der jeweiligen Waffe um­
fassende Kenntnis der Verhältnismäßigkeit des Vorgehens in 
verschiedenen Situationen. Damit handelt es sich nicht ledig­
lich um „schwierigere Tätigkeiten“ iSd. Vergütungsgruppe 
VIII Fallgruppe 1 a BAT-G.

[45] (3) Entgegen der Auffassung des beklagten Landes ist 
die Dauer des Grundlehrgangs kein Indiz für erforderliche 
Fachkenntnisse in nur unerheblichem Ausmaß. Aus dem 
vorgegebenen Unterrichtsstoff einer Schulung, die (…) ge­
zielt der Qualifizierung für eine konkret auszuübende Tätig­
keit dient, können zwar unter Umständen Rückschlüsse auf 
die für die Tätigkeit erforderlichen Fachkenntnisse gezogen 
werden (…). Allein die Dauer der Schulung lässt aber nicht 
den Schluss auf Art und Umfang der erforderlichen Fach­
kenntnisse zu.

[46] gg) Die zur Ausübung der Tätigkeit erforderlichen 
Kenntnisse sind zudem nicht nur oberflächlicher Art und 
erfüllen damit ebenso in qualitativer Hinsicht die Anforde­
rungen an „gründliche Fachkenntnisse“.

[47] (1) Der Kläger muss den Inhalt und die Bedeutung 
der von ihm anzuwendenden Normen so detailliert kennen, 
dass er in der Lage ist, diese im Falle des Eintritts einer 
Gefahr und der Begehung einer Straftat schnell anzuwenden. 
Das betrifft nicht nur die Voraussetzungen der Normen und 
die für den Kläger daraus folgenden Befugnisse, sondern 
auch die erforderlichen Abwägungen mit Blick, auf die Ver­
hältnismäßigkeit der jeweiligen Maßnahme. Bereits dies ist 
ausreichend, um Kenntnisse nicht nur. oberflächlicher Art 
anzunehmen. Entgegen der Auffassung des beklagten Landes 
liegen solche nicht erst dann vor, wenn Kenntnisse, von Auf­
bau, Systematik und Entstehungsgeschichte eines Gesetzes 
erforderlich sind und Normen derart tiefgründig beherrscht 
werden müssen, dass der Anwender „Anklage erheben“ und 
„alle... Tatbestandsvoraussetzungen nachweisen“ kann. Ein 
derartiges Wissen erfordert regelmäßig ein Hochschulstudi­
um und damit weit über das Tarifmerkmal „gründlich“ hi­
nausgehende Fachkenntnisse.

[48] (2) Die Kenntnisse des Klägers beschränken sich wei­
terhin nicht deshalb auf solche oberflächlicher Art, weil er 
die Möglichkeit hat, die Abschnittspolizei zur Unterstützung 
heranzuziehen. Der Kläger muss zur Gefahrenabwehr uU 
sofort tätig werden. Er hat nicht die Möglichkeit, grundsätz­
lich das Eintreffen der Abschnittspolizei abzuwarten.
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[49] hh) Etwas Anderes ergibt sich (…) nicht daraus, dass 
in der Entgeltordnung zum TV-L eine Tätigkeit, die gründ­
liche Fachkenntnisse erfordert, ebenso wie eine Tätigkeit 
eines Beschäftigten mit erfolgreich abgeschlossener Berufs­
ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf zu einer 
Eingruppierung in Entgeltgruppe 5 TV-L führt. Selbst wenn 
sich dem eine Wertung der Tarifvertragsparteien für eine 
Eingruppierung nach der Entgeltordnung zum TV-L entneh­
men ließe, erlaubt dies keinen Rückschluss auf das Verständ­
nis der für die Eingruppierung des Klägers maßgebenden 
(älteren) Tarifmerkmale des BAT-O.

[50] 6. Der Kläger war am 31. Oktober 2010, dem gemäß 
§ 39 Abs. 1 Angleichungs-TV Land Berlin iVm § 8 Abs. 1 
Satz 1 TVO-Länder maßgebenden Stichtag, in die Vergü­
tungsgruppe VI b Fallgruppe 2 BAT-O nach Aufstieg aus der 
Vergütungsgruppe VII Fallgruppe 1 b BAT-eingruppiert. 
Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 TVO-Länder iVm Anlage 2 TVO-
Länder war er zum 1. November 2010 in die Entgeltgruppe 
6 TV-L überzuleiten.

[51] 7. Die Entgeltansprüche des Klägers sind nicht verfal­
len. Das Schreiben seines Prozessbevollmächtigen vom 
28. Dezember 2012 hat die tarifliche Ausschlussfrist nach 
§ 37 Abs. 1 TV-L für eine Vergütung nach Entgeltgruppe 6 
TV-L ab dem 1. Juni 2012 gewahrt.

[52] a) Gemäß § 37 Abs. 1 Satz 1 TV-L verfallen Ansprüche 
aus dem Arbeitsverhältnis, wenn sie nicht innerhalb einer 
Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit von dem 
Beschäftigten oder von der Arbeitgeberin schriftlich geltend 
gemacht werden. Tarifliche Ausschlussfristen dienen der 
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit. Der Anspruchsgegner 
soll sich auf die aus Sicht des Anspruchstellers noch offene 
Forderung rechtzeitig einstellen, Beweise sichern und ggf. 
Rücklagen bilden können. Er soll vor der Verfolgung von 
Ansprüchen, mit deren Geltendmachung er nicht rechnet 
und auch nicht rechnen muss, geschützt werden. Ausgehend 
von ihrem Sinn und Zweck ist die Ausschlussfrist nur ge­
wahrt, wenn der Anspruchsteller unmissverständlich zum 
Ausdruck bringt, dass er Inhaber einer nach Grund und Hö­
he spezifizierten Forderung ist und auf der Erfüllung dieser 
Forderung besteht. Einer ausdrücklichen Zahlungsaufforde­
rung bedarf es zur Geltendmachung nicht (…).

[53] b) Mit dem Schreiben vom 28. Dezember 2012 ist der 
Anspruch auf Vergütung nach Entgeltgruppe 6 TV-L ab dem 
1. Juni 2012 durch die Aufforderung „meine Mandanten 
aus den vorgenannten Gründen mit Wirkung ab dem 1. Ja­
nuar 2012 in die Vergütungsgruppe E 4 bzw. E 8 höherzu­
gruppieren“ ausreichend geltend gemacht worden. Der Klä­
ger hat für das beklagte Land erkennbar eine Höhergruppie­
rung verlangt. Dieses Verlangen konnte sich nur auf die Ent­
geltgruppe 8 TV-L, nicht aber auf die Entgeltgruppe 4 TV-L 
beziehen, da er zu diesem Zeitpunkt bereits nach Entgelt­
gruppe 5 TV-L vergütet wurde. Damit ist zugleich die Aus­
schlussfrist für eine Vergütung nach Entgeltgruppe 6 TV-L 
gewahrt worden (…).

[54] 8. Die durch das beklagte Land erhobene Einrede der 
Verjährung ist unbegründet. Die Verjährung für die mit der 
Feststellungsklage geltend gemachten Vergütungsansprüche 
ab dem 1. Juni 2012 ist nach den §§ 195, 199 Abs. 1 BGB 
aufgrund der im Jahr 2015 erhobenen Klage nach § 204 
Abs. 1 Nr. 1 BGB gehemmt. (…)

n Hinweis der Redaktion: Siehe hierzu auch LAG Berlin-
Brandenburg, Urt. v. 2. März 2016 – 15 Sa 1952/15, NJ 
2016, 342

Auslegung einer im Jahr 1992 arbeitsvertraglich 
vereinbarten Bezugnahme auf den BAT-O als 
Gleichstellungsabrede

LAG Sachsen, Beschluss vom 12. Januar 2023 – 1 Ta 
212/21 (ArbG Chemnitz)

ZPO § 114 Abs. 1 S. 1

1. Nach einem Austritt des Arbeitgebers aus dem Arbeitge­
berverband vereinbarte Tariflohnerhöhungen gelten nicht, 
wenn die Anwendung des Tarifvertrages in der jeweiligen 
Fassung vor dem 1.1.2002 arbeitsvertraglich vereinbart wur­
de.

2. Ein Anspruch aus betrieblicher Übung kann mit der kom­
mentarlosen Vorlage von Entgeltabrechnungen nicht schlüs­
sig dargelegt werden.

(Amtliche Leitsätze)

n Hinweis der Redaktion: Der Volltext der Entscheidung ist 
abrufbar unter BeckRS 2023, 1204.

SOZIALRECHT

Keine Entschädigung für durch die Corona-
Pandemie verursachte Verfahrensverzögerungen

LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 20. Januar 2023 – L 
37 SF 298/21 EK AS (SG Berlin)

GVG § 198; EMRK Art. 6 Abs. 1; GG Art. 19 Abs. 4

1. Den Gerichten ist für die Dauer der ersten Corona-Welle 
eine dreimonatige Frist einzuräumen, um die im Interesse 
des Gesundheitsschutzes der Gerichtsangehörigen, aller üb­
rigen Verfahrensbeteiligten und auch Besucherinnen und Be­
suchern gebotenen Maßnahmen umzusetzen.

2. Der Berücksichtigung bestimmter Monate als Verzöge­
rungszeit steht nicht entgegen, dass ein Kläger diese selbst 
nicht als solche gerügt hat.

(Leitsätze des Einsenders)

n Sachverhalt: Der Kläger begehrt die Zahlung einer weite­
ren Entschädigung in Höhe von noch mindestens 300,00 
Euro zzgl. Zinsen wegen überlanger Dauer des vor dem 
Sozialgericht B zuletzt unter dem Aktenzeichen S 201 AS 
5133/18 WA geführten Verfahrens. Dem abgeschlossenen 
Ausgangsverfahren lag folgender Sachverhalt zugrunde:
Am 30. November 2012 erhob der schon damals durch sei­
nen jetzigen Bevollmächtigten vertretene Kläger Klage gegen 
das Jobcenter Berlin Friedrichshain-Kreuzberg (im Folgen­
den: JC) und begehrte im Rahmen eines Überprüfungsver­
fahrens die Verurteilung des JC zur Gewährung von Arbeits­
losengeld II für die erste Hälfte des Jahres 2012. Hinter­
grund hierfür war, dass das JC zunächst die Bewilligung von 
Leistungen nach dem Zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II) mit 
der Begründung abgelehnt hatte, der über die griechische 
Staatsangehörigkeit verfügende Kläger habe allein zum Zwe­
cke der Arbeitsuche ein Aufenthaltsrecht und sei daher vom 
Leistungsbezug ausgeschlossen. Schließlich hatte es eine er­
neute Überprüfung dieses Bescheides unter Hinweis darauf, 
dass keine neue rechtlich relevante Beurteilung und damit 
keine Änderung der Sach- und Rechtslage vorliege, abge­
lehnt. Zugleich beantragte der Kläger bei Gericht die Bewil­
ligung von Prozesskostenhilfe.
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